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Michel ./. RWE AG 

Az: 2 O 108/22 

 

 

 

zeige ich an, dass ich die Beklagte vertrete. 

In der mündlichen Verhandlung werde ich beantragen: 

- die Klage abzuweisen. 
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Begründung 

Die zulässige Klage ist unbegründet. 

A. Tatsachenvortrag 

Der tatsächliche Sachverhalt stellt sich weit weniger eindeutig da, als der Kläger 

behauptet. Unbestritten erstreckte sich im Juni 2021 eine Hitzeglocke über weite 

Teile Kanadas. Ein neuer Hitzerekord von 49,6 °C wurde dabei in Lytton, dem 

Wohnort des Klägers gemessen. Am 30. Juni 2021 kam es zu einem Brand in der 

Nähe von Lytton, welcher das Wohnhaus des Klägers zerstörte. Den als Ursache 

genannten menschengemachten Klimawandel, erkennt die Beklagte 

uneingeschränkt an. Dass die Hitzewelle einzig diesem zugeschrieben werden kann, 

stimmt hingegen nicht. Es kann nicht ausgeschlossen werden, dass es auch ohne 

den Klimawandel im Juni 2021 zu diesen hohen Temperaturen gekommen wäre. 

Wie unsicher die Beweislage für den Klimawandel als Auslöser für die Hitzewelle 

ist, zeigt der Bericht der World Weather Attribution Initiative, welcher diesen 

kausalen Zusammenhang darlegen möchte, jedoch an zu vielen Unsicherheiten 

scheitert. So deuten die neuerlichen Untersuchungen „nur darauf hin“, dass der 

Klimawandel durch eine Abschwächung des sommerlichen Jetstream die Chancen 

für solche Hitzewellen erhöht, es ist „unklar“, ob und in welchem Ausmaß solche 

langfristigen dynamischen Veränderungen bei diesem Ereignis eine Rolle spielen 

und die fehlende Verdunstungskühlung „könnte" ein wichtiger Faktor sein. Auch 

weitere untersuchte Faktoren werden mit „wahrscheinlich“, „möglich“ und 

„schwierig zu beurteilen, inwieweit sie eine gute Erklärung liefern“ stark relativiert. 

Richtig wird geschlussfolgert, dass es noch weiterer Forschungen bedarf, um die 

Prozesse und den Einfluss des menschengemachten Klimawandels auf diese, zu 

verstehen. Eingeräumt wird schließlich, dass nur die erhöhte Wahrscheinlichkeit 

von Ereignissen durch den Klimawandel erforscht und keine gesicherten Aussagen 

zu einzelnen Ereignissen mit der Studie getroffen werden sollen. Es kann somit 

nicht überzeugend durch die Wissenschaft dargelegt werden, dass ein 

Zusammenhang zwischen dem menschengemachten Klimawandel und der hohen 

Temperaturen besteht. 

Beweis: Zusammenfassung der Studie der World Weather Attribution initiative (Anlage B1) 
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Des Weiteren ist zu bezweifeln, dass der Brand überhaupt durch die Hitzewelle 

verursacht wurde. Nur noch 4% der Waldbrände entstehen durch natürliche 

Ursachen wie extreme Wetterereignisse.  

Von zumindest einer Mitverursachung durch menschliches Handeln in 

unmittelbarer Umgebung ist deshalb auszugehen, zumal es Hinweise darauf gibt, 

dass der Brand durch einen von einem Zug ausgehenden Funkenflug verursacht 

worden ist. Ein solches Risiko hätte von vornherein vermieden werden können, 

indem man ein entsprechendes Fahrverbot in den von der Hitzewelle betroffenen 

Regionen ausspricht oder Brandschneisen um die Fahrstrecken anlegt. 

Eine direkte Verursachung dieser Art durch die Beklagte ist ausgeschlossen. Alle 

Standorte sind mindestens 1000 km von Lytton entfernt.  

Zudem sollte berücksichtigt werden, dass es auch in den vergangenen Jahren zu 

verheerenden Waldbränden gekommen ist, ohne dass Temperaturen in dieser Höhe 

gemessen wurden. Beispielsweise kam es 2014 zu extremen Waldbränden die sich 

mit Geschwindigkeiten bis zu 150 m pro Minute ausbreiteten. Zu den besonders 

stark betroffenen Gebieten gehörte auch damals British Columbia, die Region, in 

welcher sich Lytton befindet. 

Beweis: Auszug aus einer WWF-Studie zu den Ursachen globaler Waldbrände (Anlage B2) 

 Auszug Süddeutsche Zeitung zu Brand in Lytton (Anlage B3) 

Unabhängig von den Ursachen des Waldbrandes, tragen die Verantwortlichen der 

Brandbekämpfung in Kanada eine Mitschuld. Zum einen wurde die Bevölkerung 

trotz der bekannten Gefahr, die von den Waldbränden ausgeht, nur mangelhaft 

darüber informiert, zum anderen wurde der Zeitpunkt verpasst, in dem das Feuer 

sich noch in der leicht bekämpfbaren Phase des Bodenbrandes befand und 

verhältnismäßig leicht löschbar war. Hinzu kommt, dass man durch die Taktiken, 

mit denen Waldbrände in den vergangenen Jahren bekämpft wurden, auch Brände 

verhinderte, die einen natürlichen Teil des Ökosystems bilden. Diese wenig 

weitsichtige Vorgehensweise führte dazu, dass sich viel brennbares organisches 

Material ansammelte und ebenfalls für eine erhöhte Brandgefahr sorgte. 

Beweis: Auszug aus einer WWF-Studie zu den Ursachen globaler Waldbrände (Anlage B2) 
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Die Beklagte zweifelt zudem an, dass ihr Anteil am menschengemachten 

Klimawandel tatsächlich 0,47 % beträgt. Der Klimawandel ist nicht monokausal, 

sodass die isolierte Betrachtung der CO2-Emissionen zu keinem richtigen Ergebnis 

führen kann. Nach Angaben des NABU, sorgen sie nur zu einem Anteil von 75 % 

für den Treibhauseffekt. Unbeachtet bleibt beispielsweise, dass bei Weitem nicht 

das gesamte ausgestoßenes CO2 in die Atmosphäre gelangt, sondern auch Wälder, 

Ozeane und andere Teile unserer Umwelt CO2 wieder aufnehmen. Wie genau die 

0,47 % in der Studie Zustandekommen, bleibt unklar. Die Wissenschaft befindet 

sich noch mitten im Prozess, diesen Vorgang zu verstehen, sodass eine gesicherte 

Aussage noch nicht getroffen werden kann. 

Unberücksichtigt bleibt auch, dass die Nachfrage die emittierende Produktion 

überhaupt möglich macht und die Konsumenten für den Anteil der RWE AG am 

Klimawandel mitverantwortlich sind. 

Die von der Gegenseite angeführte Studie erfasst außerdem nur einen Zeitraum bis 

2010. Das letzte Jahrzehnt, in welchem RWE den Ausbau erneuerbarer Energien 

weiter vorangetrieben hat, bleibt dabei unbeachtet. Selbst wenn ein ungefährer 

Anteil von 0,47 % 2010 noch gestimmt hätte, könnte RWE im internationalen 

Vergleich nun besser dastehen. Eine veraltete Studie heranzuziehen erscheint 

deshalb ungeeignet. Erschwerend kommt hinzu, dass die Werte nach eigenen 

Angaben nur geschätzt sind, was jegliche gerichtliche Nutzung unmöglich machen 

sollte. 

Beiweis: Artikel von dem NABU zu Ursachen des Klimawandels (Anlage B4) 

Auszüge aus der Studie von Richard Heede zum Anteil der RWE AG an den weltweiten 

Treibhausgasemissionen (Anlage B5) 

Übergangen wurde bei der Gegenseite außerdem, dass die RWE AG 1898 

gegründet wurde. Zu diesem Zeitpunkt gab es noch keine öffentlichkeitswirksame 

Debatte über einen menschengemachten Klimawandel. Erst 1990 wurden im ersten 

Bericht der IPCC (The Intergovermental Panel on Climate Change) die neuen 

Erkenntnisse über die globalen Konsequenzen des Klimawandels und die 

Notwendigkeit einer internationalen Kooperation offengelegt und am 12. 

Dezember 2015 wurde der Klimawandel wiederum politisch mit dem Pariser 

Klimaabkommen bestätigt. Der Einstieg in die Braunkohleverstromung 1914 sowie 
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der Ausbau der Braunkohlekraftwerke 1955 durch die Beklagte lag weit vor diesen 

Ereignissen.  

Beweis: Auszug aus dem Nachhaltigkeitsbericht der RWE AG von 2021 (Anlage B6) 

Seit mehr über den Klimawandel bekannt ist, setzt sich die Beklagte aktiv für dessen 

Bekämpfung ein. Die RWE AG plant bereits bis 2040 klimaneutral zu sein und ist 

somit dem Pariser Klimaabkommen um 10 Jahre voraus, obwohl es sich um ein 

sehr energieintensives Unternehmen handelt. 

Des Weiteren unterstützt die Beklagte den UNGC und die SDGs und ist Mitglied 

der „Race to Zero“ Kampagne. 

Bereits 1970 befasste sich RWE mit regenerativen Energieträgern, wie der 

Energiegewinnung aus Solarthermie und Photovoltaikanlagen und erst kürzlich 

wurde das neue Nachhaltigkeitsprojekt „Growing Green“ vorgestellt, für welches 

die Beklagte 50 Mrd. EUR zur Verfügung stellt. Schon jetzt beträgt der Anteil an 

erneuerbaren Energien bei den installierten Kapazitäten 28,4 %, was eine 

Steigerung von 8,2 % zum Vorjahr ist. 

Beweis: Auszug aus dem Nachhaltigkeitsbericht der RWE AG von 2021 (Anlage B6) 

 Auszug aus dem Nachhaltigkeitsbericht der RWE AG von 2020 (Anlage B7) 

Die Umstellung eines Unternehmens auf eine klimaneutrale Produktion benötigt 

viel Zeit und Geld und ist nicht von heute auf morgen zu bewerkstelligen. Die 

einzige Möglichkeit, die für die Beklagte bestanden hätte, ohne Verzögerung 

klimaneutral zu werden, nachdem es gefestigte Erkenntnisse über die Schädlichkeit 

der CO2-Emissionen für unser Klima gab, wäre ein sofortiges Abschalten der 

emittierenden Anlagen gewesen. Eine solche Maßnahme wäre jedoch aufgrund der 

gesellschaftlichen Verantwortung als größter Stromerzeuger Deutschlands für die 

Beklagte nicht möglich gewesen. Besonders die mit dem Ukrainekrieg in 

Verbindung stehende aktuelle Energiekrise zeigt die Wichtigkeit von beständigen 

Energieunternehmen im europäischen Raum auf. 

Ebenfalls nicht unterschätzt werden sollten deshalb die Folgen eines Erfolges der 

vorliegenden Klage. Auch wenn der geforderte Betrag von der RWE AG noch 

finanzierbar ist, könnte eine Flut ähnlicher Klagen zur Insolvenz der Beklagten 

führen. Den Wegfall der Energieversorgung durch die RWE AG in der bereits 

bestehenden Mangellage hätte gravierende Folgen für die Wirtschaft und die 

Zivilbevölkerung. 
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B. Rechtliche Betrachtung 

In rechtlicher Hinsicht gilt folgendes: 

Der Kläger hat gegen die RWE AG keinen Anspruch auf Schadensersatz für den 

Wiederaufbau seines Hauses und den Ersatz aller darin enthaltenen Güter aus § 823 

Abs. 1 iVm § 249 Abs. 2 S. 1 BGB in Höhe von 300.000 EUR sowie keinen 

Ersatzanspruch auf Schmerzensgeld aus § 823 Abs. 1 iVm § 253 Abs. 2 BGB in 

Höhe von 100.000 EUR. 

I. Verletzungshandlung 

Das Eigentum des Klägers wurde nicht unmittelbar durch Emissionen oder andere 

Handlungen der Beklagten beschädigt. Alle Anlagen der RWE AG befinden sich 

mindestens 1000 km von der Immobilie des Klägers entfernt. CO2-Emissionen sind 

zudem nicht dazu geeignet, Brände zu entfachen. 

In einem Unterlassen kann die Verletzungshandlung nur liegen, wenn eine 

Garantenstellung oder eine Verkehrssicherungspflicht, also die Verhaltenspflicht 

Schutzmaßnahmen zu ergreifen, besteht.1  

Eine Garantenpflicht ist nicht gegeben. Die Beklagte müsste eine 

Überwachungsgarantenpflicht aus vorangegangenem pflichtwidrigem Tun 

innehaben. Eine solche könnte in dem Ausstoß von Treibhausgasen gesehen 

werden. Dieser ist jedoch nicht als pflichtwidrig einzustufen, da er zum jetzigen 

Zeitpunkt in gewissem Maße unvermeidlich ist und sich die RWE AG an alle 

entsprechenden Vorgaben zur erlaubten Menge gehalten hat. 

Für eine Verkehrssicherungspflicht gegenüber dem Kläger würde das für die RWE 

AG wiederum bedeuten, dass sie den Kläger bereits vor dem Brand vor etwaigen 

Umwelteinwirkungen hätte schützen müssen. Solche Vorkehrungen bei jeder 

Privatperson durchzuführen, würde jegliche Kapazitäten überschreiten und ist nicht 

möglich. 

Ein Unterlassen die Klägerin ausreichend zu schützen, kann der Beklagten nicht 

vorgeworfen werden. 

Lediglich eine mittelbare Verletzung der Rechtsgüter des Klägers durch das 

Emittieren von Treibhausgasen kommt in Betracht. 

 

1 BeckOGK-BGB-Förster § 823 Rn. 102 f. 
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II. Haftungsbegründende Kausalität 

Ein kausaler Zusammenhang zwischen den durch die RWE AG freigesetzten 

Treibhausgasemissionen und der Zerstörung des Eigentums des Klägers besteht 

entgegen den Behauptungen der Gegenseite nicht. 

1. materiell-rechtliche Betrachtung 

a. Äquivalenztheorie 

Die Handlungen der RWE AG sind nach der Äquivalenztheorie nicht ursächlich für 

die Eigentumsverletzung des Klägers, da eine gesicherte Kausalkette nicht 

nachweisbar ist. Gemäß der conditio-sine-qua-non-Formel ist aber eine Ursache nur 

dann äquivalent kausal, wenn die Handlung nicht hinweggedacht werden könnte, 

ohne dass der Erfolg in seiner konkreten Gestalt entfiele. 

aa. Kausalität Emission-Klimawandel 

(1) Der Klimawandel als Summationsschaden 

Bereits die auf erster Stufe von der Gegenseite behauptete Kausalität zwischen den 

Emissionen der RWE AG und dem Klimawandel besteht nicht. Die Beklagte 

bestreitet nicht, dass ihre Treibhausgasemissionen zum Klimawandel beitragen, 

eine rechtlich kausale Ursache wird deshalb jedoch nicht begründet. 

Bei dem Klimawandel handelt es sich um einen Summationsschaden, denn er wird 

von vielen unterschiedlichen Ursachen hervorgerufen, die jeweils für sich gesehen 

nicht die Schwelle der Erheblichkeit überschreiten.2 

Die Ursache-Wirkung-Beziehung zwischen den von der RWE AG ausgestoßenen 

Emissionen und dem Klimawandel enthält sowohl alternative als auch kumulative 

Kausalitätselemente, deren Zusammenwirken eine äquivalente Kausalität 

ausschließen. 

Zum einen sind die ausgestoßenen Treibhausgase nur kumulativ kausal für den 

Klimawandel, denn der CO2 Ausstoß eines einzelnen Emittenten hätte ihn nicht 

herbeiführen können. Aufgrund der Vielzahl von Emittenten ist eine 

Klimaveränderung eingetreten. Zum anderen sind sie auch nur alternativ kausal, 

denn nicht jeder Emissionsbeitrag ist für die Herbeiführung des Erfolgs in Form des 

 

2 Frank NVwZ 2017 664 (667). 
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Treibhausgaseffekts notwendig. Der alleinige Wegfall der Emissionen der 

Beklagten hätte den Vorgang der Erderwärmung nicht verlangsamt, geschweige 

denn aufheben können.3 

Isoliert betrachtet mag sich sowohl aus der kumulativen Kausalität, als auch aus der 

alternativen Kausalität eine Mitursächlichkeit ergeben, welche von der Gegenseite 

als ausreichend betrachtet wird.4 Im ersten Fall, der auch unter dem Begriff der 

Gesamtkausalität diskutiert wird, können jedenfalls nicht alle Beiträge 

hinweggedacht werden, ohne dass der Erfolg entfiele. Er basiert jedoch auf der 

Annahme, dass jeder Verursacher seinen Anteil beiträgt, was nicht bestätigt werden 

kann, da Einzelne folgenlos hinweggedacht werden können. Nach der alternativen 

Kausalität ist es kein Problem, wenn mögliche Schädiger hinweggedacht werden 

können und der Erfolg weiterhin bestehen bleibt. Dafür ist aber wiederum 

notwendig, dass jeder Schädiger in der Lage ist, den gesamten Schaden alleine 

herbeizuführen.5 In Hinblick auf die ebenfalls bestehende kumulative Kausalität, 

also den nur geringen Anteil des Einzelnen, ist auch das nicht der Fall. 

Das kombinierte Vorliegen von kumulativer und alternativer Kausalität schließt 

somit jegliche Form der Ursächlichkeit und Mitursächlichkeit aus. 

Das auf dieses Problem reagierende Konstrukt der Gegenseite, welches den 

fehlenden Zusammenhang der conditio-sine-qua-non Formel mit einer 

modifizierten Äquivalenzformel umgehen möchte, ist nicht nur in der Umsetzung 

schwierig, sondern auch mit unserem Rechtssystem und seinen Wertungen nicht 

vereinbar. 

Vor dem Hintergrund, dass sollte man die äquivalente Kausalität verneinen, kein 

Ursachenbeitrag als kausal zu qualifizieren sei, wird das äquivalente 

Kausalitätserfordernis so reduziert, dass am Ende jeder beteiligte Emittent auf den 

gesamten Schadensersatz haften muss.6 Ein Verzicht auf die conditio-sine-qua-non 

Formel zu Gunsten des Klägers führt jedoch zu einer Überbevorteilung einer Seite 

und bringt das Rechtssystem nachhaltig in ein Ungleichgewicht. Es muss deshalb 

strikt darauf geachtet werden, dass das Verursacherprinzip nicht durch eine 

Vermutungshaftung ersetzt wird.7 Auch könnten Kleinstemittenten in die 

 

3 Chatzinerantizis/Appel NJW 2019, 881 (882). 
4 Grüneberg-Grüneberg § 249 Rn. 34. 
5 OLG Düsseldorf NJW 1998, 3720 (3720), MüKo-BGB-Oetker § 249 Rn. 135. 
6 Thöne ZUR 2022, 323 (326). 
7 Thöne ZUR 2022, 323 (329). 
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Verantwortung gezogen werden, für den gesamten Klimawandel einzustehen, was 

angesichts ihres minimalen Beitrages nicht angemessen scheint.8  

(2) keine Linearität 

Sollte das Hilfsmittel der modifizierten Äquivalenzformel dennoch angenommen 

werden und damit ein kausaler Zusammenhang zwischen den Emissionen der RWE 

AG und dem Klimawandel in dieser Hinsicht bestätigt werden, müsste daraufhin 

eine individualisierbare Kausalbeziehung zwischen den emittierenden Anlagen und 

der konkreten Rechtsgutsverletzung nachgewiesen werden. Ein solcher 

Kausalzusammenhang besteht im vorliegenden Fall nicht, sodass eine individuelle 

Haftung der RWE AG auch an diesem Punkt scheitert.  

Abweichend von den Darstellungen der Gegenseite ist das lineare 

Kausalitätskriterium essentiell, um eine Kausalität feststellen zu können. Die 

Vernachlässigung dieses Kriteriums würde zu einer unzulässigen Ausdehnung der 

äquivalenten Kausalität führen. 

Bereits mit dem Waldschadensurteil von 1987 entschied der BGH, dass 

Summations-, Langzeit- und Distanzschäden durch die Vermischung aller 

Emittenten keinem Einzelnen zugerechnet werden können.9 Dem Argument der 

Gegenseite, dass der Sachverhalt hier anders gelagert und der 

Ursachenzusammenhang gesicherter sei, ist nicht zu folgen. Auch wenn jede 

Emission zum Treibhauseffekt beiträgt, ist die Ursachenkette, wie auch das 

Landgericht Essen in seinem Urteil formulierte, ungleich komplexer, mehrpoliger 

und diffuser und somit in der Wissenschaft mehr als umstritten. Eine auch nur 

annähernd lineare Verursachungskette von einer bestimmten Emissionsquelle zu 

einem spezifischen Schaden zu bestimmen, ist nicht möglich.10  

Nur ca. 40 % der CO2-Moleküle verbleiben in der Atmosphäre, der Rest wird 

chemisch umgewandelt, von nicht atmosphärischen Senken aufgenommen oder 

geht in den natürlichen Kohlenstoffkreislauf ein.11 Ökologische Prozesse sind 

zudem von einem dynamischen Zusammenwirken verschiedenster Faktoren 

abhängig, sodass auch von menschlichen Emissionen unbeeinflusste Faktoren wie 

 

8 Ipsen/Waßmuth/Plappert ZIP 2021, 1843 (1844), Thöne ZUR 2022, 323 (327). 
9 BGHZ 102, 350 (350). 
10 LG Essen ZUR 2017, 370 (372). 
11 Keller/Kapoor BB 2019, 706 (708 f.). 
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Bevölkerungswachstum, Bebauung, Vulkanausbrüche, Sonneneruptionen und die 

übermäßige Rodung von Wäldern etc. mit reinspielen.12 

bb. Kausalität Klimawandel-Wetterereignis 

Die nächste Kausalitätsstufe bezieht sich auf den Zusammenhang zwischen dem 

Klimawandel und der in Kanada aufgetretenen Hitzewelle. Die 

Nachweisschwierigkeiten beruhen dabei nicht nur auf dem geringen Anteil, den die 

RWE AG beiträgt, sondern auch auf einer zu geringen Wahrscheinlichkeit, mit 

welcher das Ereignis tatsächlich auf den Klimawandel zurückzuführen ist. Eine 

äquivalente Kausalität kann folglich ebenfalls nicht bejaht werden. 

Der Brand in Kanada ist ein zeitlich begrenztes Phänomen und zählt zu den 

„extreme weather events“. Im Vergleich zu den „slow onset events“ ist ihre kausale 

Abhängigkeit von dem Klimawandel viel schlechter zu beweisen, da es schon in 

der vorindustriellen Gesellschaft zu solchen Ereignissen kam. Auch die bereits oben 

genannte World Weather Attribution Initiative schließt eine solche Hitzewelle bei 

vorindustriellen Temperaturen nicht aus. Es kann somit nicht mit Sicherheit gesagt 

werden, dass es bei einem Hinwegdenken des Klimawandels nicht zu der 

Hitzewelle gekommen wäre. Ein lediglich statistischer Zusammenhang kann dabei 

nicht genügen, um den Kausalitätsnachweis zu erbringen. 13 

cc. Kausalität Wetterereignis-Rechtsgutsverletzung 

Dass die Hitzewelle schließlich für das Feuer und die daraus entstandene 

Rechtsgutsverletzung in Form der Zerstörung des Eigentums des Klägers 

verantwortlich ist, ist noch unwahrscheinlicher. Wie bereits im Tatsachenvortrag 

aufgeführt, entstehen nur noch vier Prozent der Waldbrände durch natürliche 

Ursachen wie Hitzewellen. Der unachtsame Umgang von Menschen mit 

brandauslösenden Vorgängen spielt eine weit größere Rolle. Eine mögliche 

Verantwortung von vier Prozent ist auch in dieser Stufe bei weitem nicht 

ausreichend, um eine haftungsbegründende Kausalität nachzuweisen. 

 

 

 

12 Thöne ZUR 2022, 323 (325); Keller/Kapoor BB 2019, 706 (711). 
13 Frank NVwZ 2017 664 (669), Frank NVwZ 2018, 960 (961). 
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b. Adäquanztheorie 

Die Emissionen der RWE AG erweisen sich gleichfalls als nicht adäquat kausal für 

die Eigentumsverletzungen des Klägers, denn die Folgen liegen gem. der 

Adäquanztheorie nicht innerhalb der allgemeinen Lebenswahrscheinlichkeit. 

aa. keine Erheblichkeit 

Das Ereignis muss die Möglichkeit eines Erfolges nicht nur unerheblich erhöht 

haben.14 Bei Summationsschäden kommt eine adäquate Kausalität somit nicht in 

Frage, denn die Handlungen eines einzelnen Schädigers würden nicht ausreichen, 

um den Schaden herbeizuführen. Besonders in Bezug auf die RWE AG ist ein 

erheblicher Einfluss zu verneinen. Wie oben bereits dargestellt, würde das 

Herausrechnen der Emissionen der Beklagten am Klimawandel nichts ändern. Der 

maximale Anteil von 0,47 % ist dafür viel zu gering. Selbst wenn man die gesamte 

emittierte CO2-Menge der RWE AG und ihren Rechtsvorgängern von 1751 bis 

2010 addiert, erhöht sich der Anteil nicht.15 Mangels Erheblichkeit ist mithin ein 

adäquater Zusammenhang zu verneinen. 

bb. mangelnde Vorhersehbarkeit 

Auch aufgrund mangelnder Vorhersehbarkeit kommt keine Kausalität gem. der 

Adäquanztheorie zustande. Der adäquate Zusammenhang fehlt bereits, wenn das 

Ereignis zwar abstrakt vorhersehbar, aber dennoch so fernliegend ist, dass es nicht 

als sinnvoll erscheint, Abwehrmaßnahmen dagegen zu ergreifen.16 

Eine Hitzewelle wie diese in Kanada ist auch bei der aktuellen Klimaerwärmung 

sehr unwahrscheinlich. Der letzte Hitzerekord in Kanada wurde im Jahre 1937 mit 

45°C in der Provinz Saskatchewan aufgestellt. Die am 29.06.2021 gemessenen 

Temperaturen von 49,6°C weichen dabei so extrem von dem 1937 erfassten Wert 

ab, dass nicht mehr davon gesprochen werden kann, dass sich dieses Ereignis noch 

innerhalb der allgemeinen Lebenswahrscheinlichkeit befindet.17 Auch die World 

Weather Attribution Initiative bezeichnet ein solches Vorkommnis als „großes 

 

14 BGH NJW 72, 195 (197). 
15 Chatzinerantizis/Appel NJW 2019, 881 (883). 
16 Thöne ZUR 2022, 323 (325). 
17 https://www.spiegel.de/wissenschaft/natur/kanada-und-usa-warum-das-wetter-in-nordamerika-
verrueckt-spielt-a-aa8dfbfd-fb96-4c2b-9ac0-e9a3c1c7fe36 , 01.10.2022 22:03 Uhr.  

https://www.spiegel.de/wissenschaft/natur/kanada-und-usa-warum-das-wetter-in-nordamerika-verrueckt-spielt-a-aa8dfbfd-fb96-4c2b-9ac0-e9a3c1c7fe36
https://www.spiegel.de/wissenschaft/natur/kanada-und-usa-warum-das-wetter-in-nordamerika-verrueckt-spielt-a-aa8dfbfd-fb96-4c2b-9ac0-e9a3c1c7fe36
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Pech“. Das Ereignis wurde mithin nicht einmal von der Wissenschaft 

vorhergesehen, geschweige denn, dass dies der RWE AG möglich gewesen wäre. 

Eine Haftung nach der Adäquanztheorie kommt zudem nur in Frage, wenn die 

Möglichkeit eines Schadens aus einer objektiven ex ante Perspektive erkennbar 

war.18 Dabei muss das gesamte zur Zeit der Beurteilung zur Verfügung stehende 

menschliche Erfahrungswissen mitberücksichtigt werden. Eine von manchen 

Seiten als ausreichend betrachtete objektive ex post Perspektive ist jedoch 

auszuschließen, denn dies widerspricht dem Prinzip der Rechtssicherheit gem. Art. 

20 III GG. Von der RWE AG kann nicht erwartet werden, dass sie aktiv gegen 

etwas handelt, von dem sie keine Kenntnis bzw. nur Indizien besitzt. 

Um ein Referenzjahr bestimmen zu können, in dem aus objektiver ex ante 

Perspektive eindeutig erkennbar war, dass Treibhausgas-Emissionen den 

Klimawandel herbeiführen, muss ein Blick in die Geschichte geworfen werden. 

Sinnvoll erscheint es dabei, sich am Pariser Klimaabkommen vom 12. Dezember 

2015 zu orientieren, bei welchem auch erstmals auf internationaler politischer 

Ebene die Erkenntnis eines Klimawandels und der Notwendigkeit etwas dagegen 

zu tun, festgehalten wurden. Frühestens kommt aber das Jahr 1990 in Frage, in 

welchem der erste IPCC-Bericht über die Bedeutung des Klimawandels als 

internationale Aufgabe veröffentlicht wurde und welches auch bei der Urgenda-

Entscheidung aus dem Jahre 2019 von dem höchsten Zivilgericht dem „Hoge Raad“ 

der Niederlande als Referenzjahr bestimmt wurde.19 

Vor dem Referenzjahr erschienen Abwehrmaßnahmen von privaten Akteuren wie 

der RWE AG mangels ausreichender Kenntnis nicht als notwendig, weshalb ihr ein 

fehlendes Eingreifen bis zu diesem Zeitpunkt nicht vorgeworfen werden kann. 

c. Schutzzweck der Norm 

Nach dem Schutzzweck der Norm hat die RWE AG im Rahmen der 

haftungsbegründenden Kausalität gerade nicht die Gefahr realisiert, vor der § 823 

Abs. 1 BGB schützen soll. Dieser dient der Einhaltung der Verkehrspflicht, nicht 

aber der Sanktionierung eines allgemeinen Lebensrisikos.20 Unsere Wirtschaft ist 

zum jetzigen Zeitpunkt nicht gänzlich ohne den Ausstoß von Treibhausgasen 

 

18 Pöttker S. 231. 
19 Stahl StudZR Wissenschaft Online 2021, 102 (106); Saurer/Purnhagen ZUR 2016, 16 (16). 
20 Pöttker S. 232. 
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möglich.21 Eine Haftung kann somit nicht gesetzlich vorgesehen sein, da unsere 

Gesellschaft auf den Betrieb von  Wirtschaftsunternehmen angewiesen ist. Zudem 

ist der Klimawandel ein globales Phänomen, welcher sich nicht auf eine 

individuelle Verkehrspflicht herunterbrechen lässt.22 Die Klimaerwärmung ist 

demnach als allgemeines Lebensrisiko einzuordnen und der Schutzzweck von § 823 

Abs. 1 BGB erstreckt sich nicht auf die Handlungen der Beklagten. 

2. verfahrensrechtliche Betrachtung 

Die Kausalität kann auf den verschiedensten Ebenen nicht nachgewiesen werden. 

Der Versuch der Gegenseite, die Nachweisprobleme auf die Beklagtenseite 

abzuwälzen, überzeugt nicht. Die Darlegungs- und Beweislast für die 

haftungsbegründende Kausalität liegt gänzlich beim Kläger. Nach der 

Rosenbergschen Normentheorie muss jede Partei die Voraussetzungen der ihr 

günstigen Normen darlegen, was für den Anspruchsteller bedeutet, dass er 

grundsätzlich sämtliche anspruchsbegründenden Tatbestandsmerkmale beweisen 

muss.23 Genauso wenig kann die bloße Wahrscheinlichkeit einer Kausalität als 

ausreichend betrachtet werden. 

a. keine Beweismaßreduktion 

Der Richter muss zunächst gem. § 286 ZPO von dem Kausalzusammenhang 

überzeugt sein. Es genügt nicht, dass er es für überwiegend wahrscheinlich hält, 

dass die Rechtsgutsverletzung aus der Kausalitätskette resultiert.24 Klimamodelle 

und Studien mit Aussagen über die statistische Häufigkeit einer Ursächlichkeit, auf 

welche sich die Gegenseite stützt, sind als Beweismittel ungeeignet, denn eine 

bloße Risikoerhöhung ist für eine gesicherte Aussage nicht ausreichend. 

Eine umwelthaftungsrechtliche Sonderwertung in Klimawandelfällen, wie sie von 

der Gegenseite gefordert wird, kann der geltenden Rechtsordnung nicht entnommen 

werden. Auch bei Umweltschäden können somit bei fehlenden 

Kausalitätsnachweisen keine Ausnahmen gemacht werden.25 

 

21 Keller/Kapoor BB 2019, 706 (709). 
22 Thöne ZUR 2022, 323 (326). 
23 Chatzinerantizis/Appel NJW 2019, 881 (883). 
24 Musielak/Voit-Foerste § 286 Rn. 18, MüKo-ZPO-Prütting § 286 Rn. 41. 
25 Ipsen/Waßmuth/Plappert ZIP 2021, 1843 (1847). 
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Erleichterte Anforderungen gem. § 287 ZPO sind ebenfalls auszuschließen. Diese 

finden nach herrschender Meinung nur bei der haftungsausfüllenden Kausalität 

Anwendung und sind somit nur für Folgeschäden von Bedeutung.26 

Sollte § 287 ZPO dennoch als anwendbar betrachtet werden, besteht trotz dessen 

kein Kausalitätsnachweis, denn es bedarf weiterhin einer überwiegenden 

Wahrscheinlichkeit des kausalen Zusammenhangs. Von „überwiegend“ kann 

spätestens zwischen der Hitzewelle und dem Feuer nicht mehr gesprochen werden, 

da dort, wie oben bereits aufgeführt, völlig unklar ist, ob die Temperaturen beim 

Ausbruch des Brandes überhaupt eine Rolle gespielt haben. 

b. richterliche Beweislastumkehr 

Es besteht keine allgemeine richterliche Ermessensfreiheit zur Gewährung einer 

Beweislasterleichterung. Diese kann sich nur aus spezialgesetzlichen Vorschriften, 

aus einer Verteilung nach Verantwortungs- und Gefahrenbereich und infolge von 

Normverstößen ergeben. Alle drei Ausnahmen kommen in Bezug auf die RWE AG 

nicht zum Tragen. 

aa. spezialgesetzliche Vorschriften 

Anders als von der Gegenseite dargestellt, gibt es keine Kausalitätsvermutung gem. 

§ 6 Abs. 1 S. 1 UmweltHG, woraufhin die Beweislast, dass die RWE AG nicht 

kausal für die Rechtsgutsverletzung der Klägerin geworden ist, der Beklagten 

obliegen würde. 

Der Fall eignet sich jedoch nicht für eine solche Beweislastumkehr. Der Wortlaut 

des § 6 Abs. 1 S. 2 UmweltHG fordert, dass die betroffene Anlage in der Lage sein 

muss, den Schaden alleine hervorzurufen. Das ist aber aufgrund des kumulativen 

Charakters der CO2-Emissionen nicht der Fall.27 

Zudem findet die Vermutungsregelung des § 6 Abs. 1 UmweltHG nach in § 6 Abs. 

2 iVm Abs. 3 UmweltHG keine Anwendung. Nach § 6 Abs. 2 S. 1 UmweltHG 

entfällt die Vermutung, sofern die infrage stehende Anlage bestimmungsgemäß 

betrieben wurde, also gem. § 6 Abs. 2 S. 2 UmweltHG kein Störfall oder ein nicht 

bestimmungsgemäßer Normalbetrieb vorliegt. 

 

26 MüKo-ZPO-Prütting § 287 Rn. 10; Ipsen/Waßmuth/Plappert ZIP 2021, 1843 (1847); 
Chatzinerantizis/Appel NJW 2019, 881 (884). 
27 Landmann/Rohmer-Hager/Rehbinder § 6 UmweltHG Rn. 29 ff. 
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Die ausgestoßenen CO2-Emissionen sind ein momentan noch nicht vermeidbares 

Nebenprodukt der Anlagen von Energiekonzernen. Sie sind somit kein Störfall, 

sondern dem Normalbetrieb zuzuordnen. Der Normalbetrieb findet zudem 

bestimmungsgemäß statt. Die RWE AG hält sich gem. § 6 Abs. 3 UmweltHG an 

alle verwaltungsrechtlichen Zulassungen, Auflagen, vollziehbaren Anordnungen 

und Rechtsvorschriften wie das Treibhausgas-Emissionshandelsgesetz und muss 

sich keine Verletzung der Betriebspflicht vorwerfen lassen.28 Der Gegenbeweis 

müsste von der Klägerseite erbracht werden, was wie dargelegt nicht möglich ist.29 

Eine Kausalitätsvermutung scheidet demnach schon an diesem Punkt aus. 

Auch § 7 UmweltHG schließt eine Kausalitätsvermutung aus, sofern nachgewiesen 

werden kann, dass ein anderer Umstand als geeignete Schadensursache in Betracht 

kommt. Andere Umstände sind natürliche Ursachen, allgemeine 

Umweltbelastungen und Verursachungsbeiträge Dritter. In allen drei Punkten 

besteht bezüglich der in Frage stehenden Kausalkette die Möglichkeit einer anderen 

Ursache. Konkret addieren sich die Treibhausgasemissionen nicht nur aus 

menschlichen, sondern auch natürlichen Emissionen, die Hitzewelle ist keinesfalls 

eine geklärte Folge des Klimawandels, sondern könnte auch unabhängig davon auf 

natürlichem Wege entstanden sein und bei dem Zusammenhang zwischen 

Hitzewelle und Feuer sind verschiedenste Varianten an Verursachungsbeiträgen 

Dritter durch menschliches Fehlverhalten weitaus wahrscheinlicher als eine 

alleinige Verantwortung der RWE AG, wie beispielsweise der Funke des 

vorbeifahrenden Zuges als Brandauslöser. Es gibt also zahlreiche Umstände, die zur 

Schadensherbeiführung ebenfalls geeignet wären und nach dem § 7 UmweltHG 

keine pauschale Kausalitätsvermutung zulassen. 30 

bb. Beweislastverteilung nach Verantwortungs- und Gefahrenbereich 

Eine Beweislastverteilung nach dem Verantwortungs- und Gefahrenbereich kommt 

nicht in Betracht. Das Argument, dass die RWE AG die Beweislast tragen müsse, 

da der Klimawandel eher in ihrem Verantwortungsbereich als dem des Klägers 

liege, vermag nicht zu überzeugen. Der Hintergrund der Beweislastverteilung ist, 

dass derjenige sie trägt, der einen besseren Informationszugang hat. Damit soll eine 

 

28 Ipsen/Waßmuth/Plappert ZIP 2021, 1843 (1848); Landmann/Rohmer-Hager/Rehbinder § 6 
UmweltHG Rn. 15. 
29 BGH NJW 1997, 2748 (2750). 
30 Landmann/Rohmer-Hager/Rehbinder § 7 UmweltHG Rn. 1,5. 
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schnellere Aufklärung ermöglicht werden. Zu eigenem Fehlverhalten besitzt diesen 

üblicher Weise der Beklagte. Zu kausalen Zusammenhängen des Klimawandels hat 

jedoch keine Seite einen besseren Informationszugang, weshalb eine Verlagerung 

der Beweislast nicht gerechtfertigt erscheint.31 

cc. Beweislasterleichterung infolge von Normverstößen 

Auch eine Beweislasterleichterung infolge eines Normverstoßes kommt nicht 

infrage. Das Umwelthaftungsrecht orientiert sich an den öffentlich-rechtlichen 

Grenzwerten. Einen Verstoß gegen diese Seitens der RWE AG gab es nicht. Es 

besteht also auch in dieser Hinsicht keine Grundlage für eine Beweislaständerung.32 

III. Rechtswidrigkeit 

Die Rechtswidrigkeit wird nicht indiziert, sondern muss aufgrund des mittelbaren 

Charakters des der RWE AG vorgeworfenen mehrstufigen Fehlverhaltens positiv 

festgestellt werden.  

1. Kein Bestehen von Verkehrssicherungspflichten 

Eine Gefahrschaffung im Rahmen der im Verkehr erforderlichen Sorgfalt ist gem. 

§ 276 Abs. 2 BGB grundsätzlich zulässig. Zur Feststellung der Rechtswidrigkeit 

muss dem Beklagten der Verstoß gegen eine Verkehrssicherungspflicht 

nachgewiesen werden, um eine individuelle Einstandspflicht zu begründen. Unter 

einer Verkehrssicherungspflicht versteht man nach der Rechtsprechung notwendige 

und zumutbare Vorkehrungen, um Schädigungen anderer möglichst zu 

verhindern.33 

Bezüglich unkontrollierbarer Naturkräfte wie einer Hitzewelle als Folge des 

Klimawandels kann schon keine Verkehrsverkehrssicherungspflicht angenommen 

werden. Dem einzelnen Betreiber ist es unmöglich, die Schäden zu beherrschen 

oder abzuwenden. Ohne die Möglichkeit Einfluss zu nehmen, kann sich auch keine 

Handlungspflicht begründen.  

Außerdem ist zu berücksichtigen, dass der Klimawandel von allen Menschen 

ausgeht und wir auch alle gleichermaßen davon betroffen sind. Nur einigen 

Anlagebetreibern ein globales Risiko als Sorgfaltspflicht aufzubürden, erscheint 

 

31 MüKo-BGB-Oetker § 249 Rn. 491; Ipsen/Waßmuth/Plappert ZIP 2021, 1843 (1848). 
32 Ipsen/Waßmuth/Plappert ZIP 2021, 1843 (1848). 
33 BGH NJW 2008, 3775 (3776). 
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deshalb unangemessen. Mangels einer Existenz von Verkehrssicherungspflichten, 

die die RWE AG betreffen, kann die Beklagte folglich auch nicht gegen solche 

verstoßen haben.34 

Sollte trotz der Einwände eine Verkehrssicherungspflicht für die Beklagte nicht 

ausgeschlossen werden, müsste es aber jedenfalls eine zeitliche Einschränkung 

geben. Wie bereits dargelegt, könnten solche Verpflichtungen frühestens ab 1990 

begründet werden, da vor dem ersten IPCC-Bericht keine ausreichende Kenntnis 

über die Ursachen des Klimawandels bestand. Ebenso wie bei der fehlenden 

Möglichkeit einer Einflussnahme, kann auch bei fehlender Kenntnis keine 

Verkehrssicherungspflicht bestehen.35 

Wie oben aufgeführt, müssen diese Pflichten durch notwendige und zumutbare 

Vorkehrungen erfüllbar sein, weshalb zur Bestimmung dieser besonders drei 

Kriterien maßgeblich sind: die Schwere der drohenden Rechtsgutsverletzung, die 

Wahrscheinlichkeit des Schadenseintritts und die wirtschaftliche Belastung des 

potentiellen Verantwortlichen.36  

Bei der von dem Kläger behaupteten Kausalkette sind Eigentumsverletzungen 

durch den Brand nicht ausgeschlossen. 

Die geringe Wahrscheinlichkeit des Schadenseintritts spricht jedoch bereits gegen 

ein Bestehen von Verkehrssicherungsicherungspflichten. Eine Hitzewelle in dem 

Ausmaß wie in Kanada ist selbst mit dem bisherigen Temperaturanstieg noch 

äußerst unwahrscheinlich. Selbst Expertenberichte wie der von der World Weather 

Attribution Initiative sprechen in diesem Zusammenhang von großem Pech. 

Hinzu kommt, dass mit dem Pariser Klimaabkommen deutlich gemacht wurde, dass 

es ausreicht, bis 2050 klimaneutral zu werden, was das Shell-Urteil noch einmal 

bestätigte.37 Aus der Sicht eines Unternehmens besteht folglich keine hohe 

Wahrscheinlichkeit von zu verantwortenden Schadenseintritten, wenn es das 

globale Klimaziel wie die RWE AG sogar um zehn Jahre übertrifft und bereits bis 

2040 klimaneutral wirtschaftet. 

Besonders groß wäre auch die wirtschaftliche Belastung der Beklagten. 

 

34 Chatzinerantizis/Appel NJW 2019, 881 (884 f.). 
35 Thöne ZUR 2022, 323 (331). 
36 Pöttker S. 114. 
37 Ipsen/Waßmuth/Plappert ZIP 2021, 1843 (1850). 
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Die RWE AG wechselt bereits aktiv auf erneuerbare Energien. Erst 2021 wurden 

50 Mrd. EUR in den Umstieg investiert. Die bestehenden Infrastrukturen in noch 

kürzerer Zeit auszutauschen, als das bisher der Fall ist, wäre mit einem sehr großen 

finanziellen Aufwand verbunden, der die RWE AG entweder in die Insolvenz 

zwingt oder zu stark erhöhten Verbraucherpreisen führen würde. Mit letzterem 

ginge die Gefahr einher, dass die Beklagte mit anderen Energieunternehmen nicht 

mehr mithalten könnte und von der Konkurrenz verdrängt würde. 

Außerdem ist ein schneller Umstieg auf erneuerbare Energien an vielen Stellen 

schon praktisch nicht umsetzbar. Es müssen erst eine entsprechende Infrastruktur 

geschaffen und Materialien wie Bauteile von Windkrafträdern und Solarzellen 

produziert werden. Als viel größere Hürde stellt sich in letzter Zeit jedoch die 

fehlende, für erneuerbare Energien zu Verfügung stehende, Fläche dar. Dabei 

scheitert es zum einen an Abstands- und Artenschutzregelungen, die zum Beispiel 

flächendeckenden Bau von Windrädern verhindert, zum anderen aber auch immer 

wieder an Bürgerinitiativen, welche sich gegen den Ausbau wenden. 

Man sollte zudem bedenken, dass die RWE AG im Falle einer Verurteilung zwar 

den Schadensersatz wirtschaftlich verkraften könnte, sofern es sich noch um eine 

einzelne Zahlung handelt. Sollte sie den Prozess verlieren, würden aber 

wahrscheinlich viele weitere folgen, welche finanziell für die Beklagte nicht mehr 

zu stemmen wären. 

Letztendlich wären weder höhere Kosten für Energie noch die Insolvenz der RWE 

AG im Interesse der Allgemeinheit. Bereits das Bundesverfassungsgericht betonte 

in einer Entscheidung die überragende Wichtigkeit der Sicherung der 

Energieversorgung für das Gemeinwohl.38 Verkehrssicherungspflichten die die 

Interessen der Gemeinschaft schützen, ergeben sich in diesem Fall folglich nicht. 

Bei der Argumentation, dass es beim Klimaschutz um den Erhalt unserer 

Lebensgrundlage geht und diese den größtmöglichen Schutz verdient, darf man 

nicht vergessen, dass in unserer heutigen Industriegesellschaft die 

Energieversorgung ebenfalls unsere Lebensgrundlagen sichert. Ohne Energie 

würden beinahe alle Prozesse in unserer Gesellschaft zum Erliegen kommen, wozu 

neben dem offensichtlichen wie der Strom- und Wärmeversorgung beispielsweise 

auch die Lebensmittelproduktion und der Transport von Wasser gehören, was 

 

38 BVerfG, NVwZ 2014, 211 (228). 
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schließlich eine erhebliche Gefährdung der öffentlichen Sicherheit und Ordnung 

zur Folge haben könnte.39 

Mit den aktuellen Sorgen um die Energieversorgung und den enormen 

Preisanstiegen in Zusammenhang mit dem Ukrainekrieg kann sich unsere 

Gesellschaft somit weder eine weiter Preissteigerung von Seiten der RWE AG 

wegen zu hoher Ausgaben für einen zu schnellen Energieumstieg oder sich 

summierender Schadensersatzzahlungen leisten noch eine Insolvenz und somit das 

Wegfallen des größten Energieproduzenten Deutschlands. 

Verkehrssicherungspflichten bestehen nach den Maßstäben der Zumutbarkeit und 

Notwendigkeit somit nicht. 

2. Ausschluss pflichtwidrigen Handelns bei Einhaltung öffentlich-rechtlicher 

Vorgaben 

Die RWE AG hat sich an alle öffentlich-rechtlichen Vorschriften gehalten. Sollte 

trotz aller Einwände eine Verkehrssicherungspflicht für die Beklagte angenommen 

werden, kann die RWE AG nicht gegen diese verstoßen haben, denn diese werden 

gerade durch Gesetze wie die öffentlich-rechtlichen Vorschriften konkretisiert. 

Die Beklagte besitzt eine Genehmigung für alle zugehörigen Anlagen gem. §§ 4, 5 

Abs. 2 BImSchG. Eine weitere Begrenzung ist nur zulässig, wenn die Gefahr von 

schädlichen Umwelteinwirkungen oder erheblichen Belästigungen für 

Mitmenschen besteht. Die Emissionen der RWE AG können als schädliche 

Umwelteinwirkungen angesehen werden. Diese werden aber wiederum durch das 

TEHG erlaubterweise begrenzt, welches gem. § 1 TEHG das Ziel verfolgt, durch 

die Verringerung von Treibhausgasen zum weltweiten Klimawandel beizutragen. 

Das Ziel wird umgesetzt, indem jedes Jahr der maximal verkraftbare Ausstoß an 

Emissionen festgelegt wird und Unternehmen entsprechende 

Emissionsberechtigungen erwerben können.   Die gesamte von der RWE AG 

ausgestoßene CO2 Menge ist gem. § 4 TEHG genehmigt. Zusätzlich hält sie sich an 

die Vorgaben des Pariser Klimaabkommens, bis 2050 klimaneutral zu sein. Die 

Beklagte hat sich folglich nicht haftbar gemacht. 

Der Einwand der Gegenseite, dass das zivilrechtliche Haftungsrecht unabhängig 

von öffentlich-rechtlichen Vorschriften gesehen werden kann, überzeugt nicht. 

 

39 BT-Drucks. 17/5672, S. 16. 
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Eine individuelle Bewertung in den beiden Rechtsgebieten würde dem 

Rechtsstaatsprinzip gem. Art. 20 III GG widersprechen. Dieses verspricht 

Rechtssicherheit und verpflichtet den Gesetzgeber, Regelungen aufeinander 

abzustimmen. Eine den öffentlich-rechtlichen Vorschriften widersprechende 

Anwendung des Zivilrechts würde das von den Anlagebetreibern entwickelte 

Vertrauen in das Recht zerstören und ist unzulässig.40 

Zudem würde die ausgeweitete Interpretation des Zivilrechts den 

Gestaltungsspielraum des Gesetzgebers, den er mit öffentlich-rechtlichen 

Regelungen ausfüllt, missachten und beschränken. Zu diesen Maßnahmen gehört 

unteranderem das Bundes-Immissionsschutzgesetz, das Treibhausgasemissions-

handelsgesetz (TEHG) und das Pariser Klimaabkommen, deren Vorrangstellung 

auch in einem Urteil des Bundesverwaltungsgerichts bestätigt wurde. In diesem 

wurden Einschränkungen und Verbote von luftverunreinigenden Stoffen in 

besonders belasteten Gebieten durch Kommunen mit der Begründung abgelehnt, 

dass sie über das TEHG hinausgehen.41 

Des Weiteren sind Energieunternehmen gem. § 2 Abs. 1 iVm § 1 EnWG 

verpflichtet, eine sichere und günstige Energieversorgung zu gewährleisten. Ihre 

Handlungen sind somit als sozialadäquat und keinesfalls vorwerfbar einzuordnen. 

Eine zivilrechtliche Haftung wegen gebotenen Verhaltens ist nicht nachvollziehbar. 

3. Öffentlich-rechtlicher Ausschluss von privatrechtlichen Ansprüchen 

Folgt man dennoch der Klägerseite und hält eine zivilrechtliche Haftung 

grundsätzlich für möglich, besteht auch nach dieser zumindest kein 

Schadensersatzanspruch, wenn eine öffentlich-rechtliche Norm einen solchen 

ausschließt.42 Beispielsweise in § 14 S. 1 BImSchG und § 906 Abs. 1, Abs. 2 S. 1 

BGB wird eine privatrechtsgestaltende Wirkung von öffentlich-rechtlichen 

Genehmigungen angeordnet.43 

Der Wortlaut des § 14 BImSchG bezieht sich ausdrücklich nur auf 

Nachbarschaftsrecht und ist deshalb nicht einschlägig. 

 

40 Chatzinerantizis/Appel NJW 2019, 881 (885). 
41 BVerwGE 159, 356. 
42 Pöttker S. 120. 
43 Ipsen/Waßmuth/Plappert ZIP 2021, 1843 (1850). 
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Anders verhält es sich mit der Duldungspflicht in § 906 BGB, welche in der 

vorliegenden Konstellation anwendbar ist. Auch wenn diese Bestimmung 

üblicherweise in Nachbarschaftsfällen herangezogen wird, gebietet der Wortlaut 

das Kriterium des Nachbarseins nicht. Nach teleologischer Auslegung sollte § 906 

BGB auch auf Fälle mit größeren Distanzen anzuwenden sein. Historisch war das 

Ziel, Immissionen im Zivilrecht und öffentlichen Recht gleich zu behandeln, um 

ständige Auseinandersetzungen und Unsicherheiten über die Rechtslage zu 

beheben.44 Klagen, die Emittenten für Schäden in großen Entfernungen 

verantwortlich machen, wurden bei der bisherigen Auslegung vernachlässigt, da sie 

erst kürzlich an Popularität gewonnen haben und immer noch nur vereinzelt 

auftreten. Nichtsdestotrotz benötigen sie einen ebenbürtigen Schutz und müssen 

deshalb ebenfalls von § 906 BGB erfasst werden, zumal die Anlagen aufgrund der 

Distanz zumeist noch einen geringeren Einfluss auf die entsprechende Immobilie 

haben und Kausalitätsbeziehungen schwerer nachzuvollziehen sind. 

Der Kläger muss somit die Emissionen der Beklagten gem. § 906 Abs. 1 BGB 

dulden, welche das Grundstück der Klägerin nur unerheblich beeinträchtigen. Dass 

die Beeinträchtigung nur unerheblich ist, ergibt sich daraus, dass sich die RWE an 

alle in Gesetzen und Rechtsverordnungen festgelegte Richtwerte gehalten hat.45 

Hinzu kommt, dass der Anteil der RWE AG an den Emissionen höchsten 0,47 % 

beträgt und somit ebenfalls unerheblich ist. 

Ein Schadensersatzanspruch aus § 906 Abs. 2 S. 2 BGB kommt dabei nicht in 

Frage, da die Erheblichkeitsschwelle gem. § 906 Abs. 2 S. 1 BGB wie aufgeführt 

nicht überschritten wurde.46 

4. Klimaschutz als politische Aufgabe 

Letztendlich ist festzustellen, dass die Justiz nicht die geeignete Anlaufstelle ist, um 

effektiven Klimaschutz umzusetzen. Es ist Aufgabe der Legislative einen Rahmen 

zu schaffen, der jedes Individuum in der Gesellschaft inklusive der Großemittenten 

zu einem klimafreundlichen Verhalten anhält. 

Bereits das Modell der „Tragedy of the Commons“ enthält die von der 

Umweltökonomie unbestrittene Einsicht, dass die freiwillige Zurückhaltung des 

 

44 MüKo-BGB-Brückner § 906 Rn. 8. 
45 MüKo-BGB-Brückner § 906 Rn. 69; Pöttker S. 127. 
46 MüKo-BGB-Brückner § 906 Rn. 186. 
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Einzelnen nicht ausreicht, um Gemeinschaftsgüter zu schützen. Wenn einzelne 

Unternehmen von Gerichten zu einem noch umweltfreundlicheren Verhalten als die 

Politik das vorgibt, verurteilt werden, bringt das keinen Nutzen für den weltweiten 

Klimaschutz mit sich. An die Stelle tritt jemand Neues, der die entstandene Lücke 

für sich zu nutzen weiß.47 

Deshalb sind Maßnahme wie das BImSchG oder das noch globaler gedachten 

TEHG und Pariser Klimaabkommen der einzig sinnvolle Weg um Treibhausgase 

zu reduzieren und den Klimawandel zu stoppen. Mit dem TEHG kann 

beispielsweise die gesamte Menge an CO2-Emissionen, die innerhalb der EU 

ausgestoßen werden, kontrolliert werden. Dabei ist der Vorwurf der Gegenseite, 

dass Emissionen dem Wettbewerb überlassen werden, nicht nachvollziehbar, da es 

letztendlich keinen Unterschied macht, welches Unternehmen wie viel CO2 

ausstößt, solange die Obergrenze für die Gesamtmenge nicht überschritten wird. 

Vielmehr muss von einer sachgerechten Marktregulierung gesprochen werden.48 

Nur die Politik kann einen Überblick behalten und Themen wie 

Versorgungssicherheit, Kosten für Wirtschaft und Verbraucher, den Einfluss auf 

Klima- und Umweltschutz, Auswirkungen auf dem Arbeitsmarkt, die gebotene 

Rücksichtnahme auf europäische und internationale Verpflichtungen in Einklang 

bringen.49 

Diese Zusammenhänge bestätigen noch einmal, dass es nicht sinnvoll ist, sich über 

öffentlich-rechtliche Vorgaben zivilrechtlich hinwegzusetzen. 

IV. Verschulden 

Die Beklagte hat gem. § 276 Abs. S. 1 BGB weder vorsätzlich noch fahrlässig 

gehandelt. Vorsatz ist mangels willentlicher Schädigung des Klägers 

auszuschließen. Eine Fahrlässigkeit der Begklagten kommt nicht in Betracht, da sie 

die im Verkehr erforderliche Sorgfalt gem. § 276 Abs. 2 BGB mit der Beachtung 

aller Normen eingehalten hat. 

 

47 Wagner NJW 2021, 2256 (2258). 
48 Thöne ZUR 2022, 323 (332). 
49 Chatzinerantizis/Appel NJW 2019, 881 (885). 
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Jedenfalls kommt die RWE AG, wie auch des LG Essen in einer ähnlichen 

Konstellation bestätigte,50 für den Schaden der Klägerin nicht als Gesamtschuldner 

auf. Sie haftet für höchstens 0,47 % des Gesamtschadens. 

Eine Zurechnung der Beiträge anderer Emittenten gem. § 830 BGB, die eine 

gesamtschuldnerische Haftung begründen würde, ist nicht möglich. 

Um § 830 Abs. 1 S. 1 BGB zu erfüllen, bedarf es eines bewussten und gewollten 

Zusammenwirkens der Schädiger.51 Die Emissionen der Beklagten waren jedoch 

ein unvermeidbares Nebenprodukt ihrer Produktion und keine geplante 

Umweltschädigung. Dass ihrerseits Interesse an Emissionen anderer Unternehmen 

bestand oder gar Absprachen mit diesen stattfanden, um den Klimawandel bewusst 

hervorzurufen, ist abwegig. 

Ein „gemeinschaftliches Begehen“ ist für die Erfüllung von § 830 Abs. 1 S. 2 BGB 

nicht notwendig. Es muss aber jedenfalls möglich sein, alle Beteiligten zu 

bestimmen. Das scheidet aufgrund der Tatsache, dass jeder Mensch in gewissem 

Maße Emittent ist, jedoch aus.52 

Auch eine Gesamtschuldnerschaft, nach § 840 Abs. 1 BGB ist auszuschließen. 

Die RWE AG handelt eigenständig ohne Bezug zu anderen Emittenten und tritt 

deshalb als Nebentäter auf.53 Die Emissionen wurden unabhängig von anderen 

Unternehmen ausgestoßen und tragen deshalb isoliert zu maximal 0,47 % zum 

Klimawandel bei. Es fehlt an jeglicher innerer Verbundenheit. Lediglich im 

Ergebnis wurde der Schaden, folgt man den Darstellungen der Gegenseite, 

gemeinsam verursacht. Eine wechselseitige Zurechnung der Tatbeiträge und somit 

eine Gesamtschuldnerschaft scheidet mithin aus.54 

Bevor der Anteil für die RWE AG festgelegt wird, muss untersucht werden, wie 

viel Verantwortung bei den kanadischen Sicherheitskräften, die für die 

Verhinderung eines solchen Unglücks verantwortlich gewesen wären, und dem 

Zugunternehmen bzw. anderen unmittelbaren Verursachern liegt. 

 

 

50 LG Essen ZUR 2017, 370 (373). 
51 BeckOGK-BGB-Förster § 830 Rn. 12. 
52 Ipsen/Waßmuth/Plappert ZIP 2021, 1843 (1845). 
53 Frank KlimaR 2022, 134 (137). 
54 BeckOGK-BGB-Förster § 840 Rn. 10, 15. 
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V. Schaden 

Das von der Klägerseite gem. §§ 823 Abs. 1 iVm 253 Abs. 2 BGB geforderte 

Schmerzensgeld in Höhe von 100.000 EUR findet keine Grundlage im Gesetz. 

Schadensersatz für immaterielle Schäden wird nach § 253 Abs. 1 BGB nur in durch 

das Gesetz bestimmten Fällen gewährt. Gem. § 253 Abs. 2 BGB umfasst das die 

Verletzung des Körpers, der Gesundheit, der Freiheit und der sexuellen 

Selbstbestimmung. Weder der Verlust der von der Gegenseite geltend gemachten 

Erinnerungsstücke noch der kulturellen Gesellschaft fallen darunter. 

Der Versuch der Gegenseite, diesen Schaden dem Persönlichkeitsrecht zuzuordnen, 

um dieses wiederrum in den Schutzbereich des § 253 Abs. 2 BGB einzugliedern, 

gelingt nicht.  

Eine kulturelle Gemeinschaft hört nicht auf zu existieren, wenn Gebäude 

abbrennen. Eine Gemeinschaft zu sein, ist eine bewusste Entscheidung. Es bestünde 

auch für andere Mitglieder des Dorfes die Möglichkeit, vor Ort zu bleiben. 

Übergangsweise stünden ihnen ebenfalls Wohnwagen zur Verfügung oder sie 

könnten gemeinsam neue Immobilien an einem anderen Ort anschaffen. Zerfällt die 

Gemeinschaft schon durch die Zerstörung materieller Werte, ist es nicht das Feuer, 

sondern der individuelle Wille, der sie auflöst. 

Bezüglich der Erinnerungsstücke ist die Erinnerung, nicht der physische 

Gegenstand, das Persönliche. Diese gingen mit dem Brand nicht verloren. Beides 

unterliegt mithin nicht dem Schutz des allgemeinen Persönlichkeitsrechts. 

Die Bedeutung dieser Tatsache hält sich in Grenzen, denn § 253 Abs. 2 BGB kann 

mangels planwidriger Regelungslücke ohnehin nicht auf das allgemeine 

Persönlichkeitsrecht ausgeweitet werden.55 Der Gesetzeswortlaut klärt den 

Schutzbereich abschließend. 

Das geforderte Schmerzensgeld in Höhe von 100.000 EUR ist unangemessen. Zur 

Gegenüberstellung gab es beispielsweise bei dem Verlust des eigenen Sohnes 7.500 

EUR Schmerzensgeld,56 ebenso wie bei dem mehrfachen sexuellen Missbrauch 

eines minderjährigen Jungen.57 Bei einer systematischen Persönlichkeitsverletzung 

über ein Jahr hinweg in über 30 Fällen waren es 17.500 EUR Schmerzensgeld.58 

 

55 AG Bremen Urt. v. 29.03.2012 – 9 C 306/11. 
56 OLG Oldenburg Urt. v. 09.07.2015 – 2 U 105/14. 
57 LG Osnabrück Urt. v. 29.12.2010 – 12 O 2381/10. 
58 ArbG Eisenach Urt. v. 30.08.2005 – 3 Ca 1226/03. 
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Die von der Klägerin verlangten 100.000 EUR wurden in einem Fall von schwerer 

Vergewaltigung an einer schwangeren Schülerin gewehrt,59 wobei es sich schon um 

eine außergewöhnlich hohe Summe für Vergewaltigungsfälle handelte.60 Der 

Verlust von einigen Andenken und der Möglichkeit in seinem gewohnten Umfeld 

zu wohnen ist nicht vergleichbar und der geforderte Schadensersatz somit 

unverhältnismäßig. 

VI. Haftungsausfüllende Kausalität 

Die für das Wohnmobil entstandenen Kosten werden nicht angezweifelt, in der 

Höhe entsprechen sie jedoch nicht dem Wirtschaftlichkeitsgebot. Nach diesem sind 

nur Kosten ersatzfähig, welche ein wirtschaftlicher Mensch in der Lage des 

Geschädigten für zweckmäßig und notwendig halten durfte.61 In Anbetracht der 

Tatsache, dass die Miete für ein Wohnmobil deutlich höher ist, als die für ein 

Motelzimmer,62 hat der Kläger weit mehr Geld ausgegeben als notwendig gewesen 

wäre. Eine gute Alternative wäre das Baits Motel gewesen, welches nur 27 km von 

Lytton entfernt liegt.63 Für Mehrkosten, die über ein entsprechendes Motelzimmer 

hinaus gehen, wird die Beklagte auch im Falle einer Verurteilung nicht aufkommen. 

 

Sollte das Gericht weiteren Sachvortrag für erforderlich halten, wird höflichst um 

einen Hinweis gem. § 139 ZPO gebeten. 

 

 

Rechtsanwalt Georg A. Muth

 

59 LG Wuppertal Urt. v. 05.02.2013 – 16 O 95/12. 
60 https://www.spiegel.de/panorama/justiz/wuppertal-vergewaltigte-schuelerin-erstreitet-rekord-
schmerzensgeld-a-881583.html, 15.10.2022, 15:10. 
61 Dauner-Lieb/Langen-Ulrich/Magnus § 249 Rn. 29. 
62 https://willkommenfernweh.de/mietwagen-oder-wohnmobil-usa-kanada/, 16.10.2022, 17:31. 
63 https://www.tripadvisor.de/Hotel_Review-g1373096-d3467705-Reviews-Baits_Motel-
Spences_Bridge_British_Columbia.html, 16.10.2022, 17:35. 

https://www.spiegel.de/panorama/justiz/wuppertal-vergewaltigte-schuelerin-erstreitet-rekord-schmerzensgeld-a-881583.html
https://www.spiegel.de/panorama/justiz/wuppertal-vergewaltigte-schuelerin-erstreitet-rekord-schmerzensgeld-a-881583.html
https://willkommenfernweh.de/mietwagen-oder-wohnmobil-usa-kanada/
https://www.tripadvisor.de/Hotel_Review-g1373096-d3467705-Reviews-Baits_Motel-Spences_Bridge_British_Columbia.html
https://www.tripadvisor.de/Hotel_Review-g1373096-d3467705-Reviews-Baits_Motel-Spences_Bridge_British_Columbia.html
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